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Zeitun 


Expedition: Herreuſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 11. Februar 1863. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Lemberg, 9. Febr. Die Ruſſen haben Zawichoſt (an der Weich— 
ſel unterhalb des Einfluſſes des San) genommen und verfolgen die 
Inſurgenten, die ſich nach Sandomir zurückziehen. Bei Slupca (im 
Radomſchen) hat ein einſtündiges Gefecht ſtattgefunden, in dem die In: 
1 viele Gefangene verloren. (Theilweiſe im Morgenblatt ge: 
meldet. 

Itzehoe, 10. Februar. Der Adreßentwurf reſumirt die Ber 
ſchwerden Holſteins, charakteriſirt die vorjährige Finanzwirthſchaft, die 
trotz der den deutſchen Mächten gegebenen Zuſicherung geführt worden, 
namentlich die Verausgabung von Millionen zu Rüſtungen ohne ſtän⸗ 
diſche Zuſtimmung, und die Errichtung einer holſteiniſchen Regierung 
als verfaſſungswidrig und bekämpft die Herſtellung eines Eiderſtaates, 
Der inneren Zuſtände Schleswigs geſchieht keine Erwähnung; dieſes 
Schweigen erregt Mißſtimmung. 

Kaſſel, 10. Februar. In dem Verfaſſungs-Ausſchuſſe gab der 
Miniſter v. Stiernberg geſtern Abend die Zuſicherung, daß Geſetzent⸗ 
würfe über die Staatsdienerverhältniſſe, das Ober-Appellationsgericht, 
die Preſſe, das Vereinsweſen und die Expropriation zum Behuf von 
Eiſenbahn⸗Anlagen bald vorgelegt werden ſollten. Ueber Jagd, Rekru⸗ 
tirung und Verkoppelung würden Entwürfe vorbereitet. Die andern 
Miniſter waren nicht erſchienen. Das Schreiben des Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſes (vom 2. d., Verlangen zu erfahren, was zur Durchführung 
der landesherrlichen Verkündigung vom 21. Juni v. J. geſchehen oder 
zu erwarten jei) hat das Geſammtminiſterium ablehnend beantwortet. 

Turin, 9. Febr. Die Mazziniſten organiſiren ein Freiwilligencorps, an⸗ 
geblich gegen das Brigantaggio, in Wahrheit aber behufs einer neuen Expe⸗ 
dition, deren Ziel vorläuſig noch geheimnißvoll iſt. 


Preufen. 
Candlags- Verhandlungen. 
11. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (10. Febr.) 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
Tiſch: v. Bismarck, Graf zur Lippe, Geh. Ober⸗Juſtizrath Meyer, Geh. 
Finanzrath Volny, ſpäter v. Bodelſchingh, Graf Eulenburg. 

Mehrere Urlaubsgeſuche werden genehmigt. 

Präſident Grabow: In Folge des geſtrigen Beſchluſſes des Hauſes habe 
er ein Schreiben an das Staatsminiſterium gerichtet, worin er demſelben an⸗ 
gezeigt habe, daß das Haus die Ausſetzung der Verhandlungen beſchloſſen, 
um auf Grund des Art. 60 der Verfaſſung die 1 a der Herren Mi⸗ 
niſter zu verlangen. Er beehre ſich, dem königl. Staatsminiſterium von dieſem 
Beſchluſſe Kenntniß zu geben, mit dem Erſuchen, geneigteſt veranlaſſen zu 
wollen, daß die betreffenden Mitglieder des Staatsminiſteriums in der nächſten 
Sitzung erſcheinen. — Darauf ſei ihm ein Schreiben des Herrn Miniſterprä⸗ 
ſidenten zugegangen, etwa folgenden Inhalts: Das Schreiben des Herrn 
Präſidenten ſei ihm zugegangen, und werde er den Inhalt deſſelben morgen 
zur Kenntniß des Staatsminiſteriums bringen. Was die heutige (geſtrige) 

itzung anlange, fo bemerke er, daß die Mitglieder des Staatsminiſteriums 
genöthigt waren, zu einer Berathung zuſammen zu treten, und nach Beendi⸗ 
gung dieſer Berathung durch den unerwarteten Schluß der Sitzung verhindert 
waren, derſelben beizuwohnen, daß aber bis dahin die Wahrnehmung der 
Vertretung der Vorlage Kommiſſarien der Regierung übertragen worden war. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Das Schreiben des Herrn Präſidenlen, 
welches ſo eben verleſen worden, ſei ihm geſtern Abend 9 Uhr zu Händen 
gekommen. Er habe in Folge deſſen heute 1 die geeigneten Anordnungen 

etroffen, daß das Staatsminiſterium zuſammen trete, um ſich über den 

nhalt deſſelben und feine Beantwortung zu beſprechen. Augenblicklich ji 
er ſonach nur im Stande, feine eigene Anſicht darüber auszuſprechen. Die kgl. 
Staatsregierung habe das lebhafteſte Intereſſe, allen Verhandlungen des 
Hauses beizuwohnen; fie habe dazu das verfaſſungsmäßige Recht; eine ſtricte 
Verpflichtung dazu, welche in der Verfaſſung formulirt wäre, lirge ihr nicht 
ob. Dagegen Ian der Stagtsregierung mitunter unerwartete Geſchäfte ob, 
welche für den Augenblick Ninglicher und wichtiger fiien, als ihre Anweſen⸗ 
heit auf dieſen Stühlen. den dieſen Fällen mache die Regierung von dem ihr 
in Art. 60 der Verf. zuſtehenden Rechte Gebrauch, ſich durch Kommiſſarien 
vertreten zu laſſen. Anders liege die Sache, ſobald ein Haus den Wunſch 
ausſpreche, daß die Miniſter den Verhandlungen beiwohnen möchten. Die 
königliche Regierung verſpreche bereitwillig ein Entgegenkommen; nur könne 
ſie den Wunſch nicht unterdrücken, daß in einem ſolchen Falle Tag und Zeit 
der Sitzung mit ihr verabredet werde, um zu vermeiden, daß die Anweſenheit 
der Regierung in beiden Häuſern in Anſpruch genommen werde, andererjeits 
Bü die andern nicht minder wichtigen Geſchäfte der Regierung damit nicht 
ollidiren. - i ; f 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Er habe zu der geſtrigen wie zu der 
auen Sitzung ein Mitglied feines Miniſteriums mit feiner Aſſiſtenz, reſp. 
einer Vertretung beauftragt. Seiner Meinung nach könne alſo eine falſche 
luffaſſung hier nicht Platz greifen, wenn ein Aſſiſtent den abweſenden Mi: 
niſter verkrele. Er glauve, daß das Haus dieſen Vertreter auch als ſolchen 
anerkennen werde. 


* at 5 dieſer Gegenſtand verlaſſen. Es erhält ſerner das Wort vor 
O. der a } 
Abg. Eberty: Der Herrr Minifter-Präfivent hat in der Sitzung vom 


29. Januar d. J. einen Zeitungs⸗Artikel verleſen, worin es beißt: „Die 
Gemeinde Muſchwitz bei Fa deren Shane sunterihriten zum Fheil 
erſchlichen ſeien, erkläre,“ — daß ſoweit jene Namen unter einer an dieſes 
Haus gerichteten Zuſtimmungs⸗Adreſſe ſteben ſollten, fie dieſelben, zurückziehe. 
„Nach der Behauptung des Hrn. Miniſters wirſt dieſer Artikel auf die 
unſerm Präsidenten und dieſem hohen Haufe gewordenen Huldigungen as 
fo drückt der Herr Minifter ſich aus — ein der Entſtehungsge ai be 
ſogenannten Loyalitäts⸗Adreſſen analoges Licht. Als Vertreter des laßt, 
kreiſes Merſeburg, zu welchem Muſchwitz gehört, ſehe ich mich 1 10 5 
auf Grund eingezogener zuverläffiger Erkundigungen zu erklären: A A 
iſt in der Gemeinde Muſchwitz es vorgekommen, daß unberechtigte Per diese 
eine Zuſtimmungs⸗Erklärung an dieſes hohe Haus unterfihrieben., ſinden 
Unterſchriften find indeß eben deswegen fofort zurückgewieſen. en tin 
ſich unter der am 24. v. M. von mir dieſem hohen Haufe ee 
Merſeburger Zuſtimmungsadreſſe gar keine Unterſchriften aus Muß 3 k 
Die von dem Hrn. Minifter behauptete Aehnlichkeit der Entſtehung der 115 
ſtimmungs⸗Adreſſen an dieſes hohe Haus mit den Loyalitäts⸗Adreſſen, ent 
behit ſomit der thatſächlichen Begründung. Verfaſſer des Inſerats, 275 
welchem der Herr Miniſter geſchöpft, ſei es nun die „Kreuzzeitung oder a8 
„Merfeburger Kreisblatt‘, iſt übrigens der der Kreuzzeitungspartei ange: 
hörende Paſtor Stephan in Muſchwitz. (Hört! hoͤrt!) 1 
Miniſterpräſident v. Bis m ard-Schönpaufen: Die Angelegenheit Die 

für die Regierung nicht das Intereſſe, um in eine Discuſſion darüber ei 
zutreten. (Oho! — Heiterkeit.) in den 
Abg. Dr. Virchow monirt willkürliche Aenderungen, welche in de 
ſtenographiſchen Berichten gemacht worden wären. So habe z. B. der un 

elsminiſter von einer altpreußiſchen Sprache geſprochen; das Wort © 
Veußich welches für ihn ſelbſt die Grundlage einer ſpäteren berjönlichen 
erkung gebildet hätte und welches in dem ſtenographiſchen Drigina 5 
richte ſtände, habe der Hr. Handelsminiſter nachher gestrichen. Noch 9 915 
chere Aenderungen ſeien von dem Hrn. Miniſterpräſidenten und dem Dis 
niſter des Innern gemacht worden, die ganze Säße durch andere erſetzt hät: 
ten. Er halte es deshalb für angemeſſen, die Aufmerkſamkeit des Hrn. Prä⸗ 

ſidenten auf die Behandlung der ſtenographiſchen Berichte zu richten. 

Miniſterpräſident v. Bismarck bedauert, dem Hrn. Redner einen 
Anknüpfungspunkt für dieſe Bemerkung gegeben zu haben, um ſo mehr, als 
das von ihm Geſtrichene ihm beſſer gefalle, als das, was ſtehen geblieben. 
r ſei dei der Correctur der Meinung geweſen, das geſagt zu haben, was 
ehen geblieben wäre, Er ſpreche reellen io ſchnell, daß nur ſehr geübte 
Stenographen ihm folgen könnten, und er glaube, daß von den Stenogra⸗ 


pben des Hauſes nur einzelne geübt genug dazu ſeien. 
auch die Zeit zur Correctur in dem Maße, daß der angegebene Grund je 
zuweilen ihn veranlaßt Habe, lieber zu ſchweigen, als zu ſprechen. 
Präſident Grabow: Mit der Controle der ſtenographiſchen Berichte 
ſeien der Vicepräſident und die beiden Schriftführer des Hauſes beauftragt. 
Auf Grund des jo eben Gehörten, bitte er dieſelben, um recht fcharfe Con⸗ 
trole. Er ſei übrigens der Anſicht, daß man in den ſtenographiſchen Be⸗ 
richten nur ſtyliſtiſche Aenderungen vornehmen dürfe. Er werde die Sache 
im Geſammtvorſtande des Hauſes anregen und ſuchen in der Inſtruklion 
Sade derung zu treffen, wodurch ähnliche Gravamina künftig vermieden 
rden, 

Abg. Behrend wünſcht, daß ein Exemplar der erſten ſtenographiſchen 
Aufzeichnung im Bureau ausliege, Jetzt heiße es immer, das Original ſei 
in der Druckerei. 85 

Abg. Jöhnke (Schriſtführer des Hauſes) bemerkt, daß der ſtenographliſche 
Bericht über die Rede des Miniſter⸗Präſidenten jo früh in die Druckerei 
geſchickt worden ſei, daß er ihn nicht habe einſehen können; derſelbe ſei jtatt 
bis 1 Uhr bereits um halb 12 Uhr nicht mehr vorhanden geweſen. 

Abg. v. Vin cke (Stargardt) legt (gegen die Bemerkung eines der Vor: 
redner) Verwahrung dagegen ein, daß es dem Vorſteher des ſtenographiſchen 
Büreaus zuſtehen ſolle, die Correctur der Berichte zu controliren; dies ſtehe 
allein dem Herrn Vicepräſidenten und den beiden Schriftführern zu. 

Vor der Tagesordnung erhält ferner das Wort der Finanzminiſter von 
Bodelſchwingh: Die Regierungen der Zollvereinsitanaten hätten auf viel: 
fachen Wunſch der betreffenden Handelstreibenden die Frage in Erwägung 
7 — zu müſſen geglaubt, ob der Taraſatz für die in Kiſten eingehenden 

zabaksblätter zu erhöhen ſei. Man ſei zu dem Reſultat gefommea, daß 
dieſe Erhöhung des Tataſatzes ſchon mit dem 1. April d. J. eintreten könne. 
Der Gegenſtand ſei ſehr geringfügig, aber er bedürſe der geſetzlichen Rege⸗ 
lung, und deshalb habe er ſich veranlaßt geſehen, Seine Majeſtät zu bitten, 
ihm die Ermächtigung zu ertheilen, einen desfallſigen Geſehentwurf vorzule⸗ 
gen. Dieſe Ermächtigung ſei ihm geſtern ertheilt. Er überreiche die Vor⸗ 
lage unter Ausdruck des Wunſches, daß es gefallen möge, den kleinen Ge⸗ 
ſetzentwurf möglichſt bald der Berathung zu unterziehen, damit noch rechtzei⸗ 
tig der Beſchluß des Hauſes erfolgen könne. 5 

Präſ. Grabow will dieſe Vorlage der Finanzcommiſſ. zur Vorberathung 
überweiſen; v. Rönne (Solingen) ſchlägt dafür die vereinigten Commiſſio⸗ 
nen für Finanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe vor, Freih. von 
Patow beantragt fofortige Schlußberathung im Haufe. Nachdem der Ge: 
ſetzentwurf (aus nur einem Paragraphen beſtehend) verleſen worden, — da⸗ 
nach ſoll die Taravergütung von 12 auf 22% erhöht werden, — wird dieſer 
Autrag angenommen, und der Präſident ernennt zum Referenten für das 
Plenum den Frh. v. Pato w, zum Corref. Hrn. v. Rönne (Solingen). 

Das Haus tritt nunmehr in die T.-D., Fortſetzung der Berathung des 
Geſetzes über die Diäten ꝛc. der Abgg. (Generaldiskufſion). 

Abg. v. Gottberg: In der Comm. habe man ſich wegen des $ 3 ge: 
gen das Geſetz erklärt, er und feine politiſchen Freunde würden auf das Ge: 
jeß verzichten, wenn dieſer § 3, die Regelung der Gtellvettetungstoften, 
nicht darin verbleiben ſolle. — Was das Amendement Parriſius betreffe, jo 
ſei er gegen Erhöhung der Diäten, auf 4 Thaler, aber für Bewilliguntz der 
Repräſentationskoſten für den Präſidenten von monallich 500 Thalern. Er 
ſehe darin einen Schritt des Entgegenkommens zur Gewinnung eines neu: 
tralen Bodens. — § 3 des Geſetzentwurfs rechtfertige ih dadurch, daß der 
jetzige Zuſtand die Beamten vor den Geſchäftstreibenden weſentlich bevor: 
zuge, die ihre Vertretungskoſten ſelbſt zu tragen hätten. Es ſei das kein 
tendenziöſer Vorſchlag; derſelhe würde die Majorität des Hauſes keineswegs 
fofort ändern. — Die Oppoſition im preußiſchen Volke und die Sucht zu 
freiwilligen Beiträgen ſei ja zu einer wahren Paſſion geworden. Selbſt 
wenn einige Mitglieder der Fortſchrittspartei ihre Aemter niederlegten, 
brauche man ja darum den Nationalfonds noch gar nicht anzugreifen, und 
koͤnne ihn ruhig noch für die Wittwo Roloff und ähnliche Zwecke der höhe: 
ren Politik verwenden (Unruhe ). 

Er ſei übrigens dem Amendement Reichenſperger nicht abgeneigt. — 
„Uns Confervativen liegt auch gar nichts daran, von den Miniſtern gemaß⸗ 
regelt zu werden; in dieſem Augenblick haben wir allerdings das Glück, 
Herren uns gegenüber zu ſehen, von denen wir dies nicht befürchten (Hei⸗ 
terkeit), aber das kann doch mal anders kommen.“ Der $ 3 bringe we⸗ 
nigſtens einen geregelten Zuſtand. Der gegenwärlige widerſpreche dem 
Grundſatz der Gleichheit vor dem Geſetz. Er unterſchätze die Geſchäftsfä⸗ 
higkeit der Beamten im Hauſe nicht; die Geſetze ſeien aber in neuerer Zeit 
durchaus nicht beſſer, als in früherer Zeit. Er wünſche, es wären gar keine 
Beamten im Hauſe, ſondern nur unabhängige, praktiſche Männer, die mitten 
im praktiſchen Leben ſtehen. Das ſei namentlich bei Steuergeſetzen wichtig. 
— Redner geht auf das Thema von der Steuergeſetzgebung des Weiteren 
ein und wird von dem Präfidenten darauf aufmerkſam gemacht, daß dies 
nicht zur Sache gehöre. Er fährt fort: „Ich wollte durch dieſe Deduction 
den Beweis führen, daß es nicht gut iſt, wenn „zu viel Abgeordnete in die⸗ 
ſem Haufe ſitzen“, (Große Heiterkeit) Redner corrigirt: „zu viel Beamte“ 
und führt weiter aus, wie die Oppoſition der Beamten das monarchiſche 
Prinzip untergrabe. Es brauchten ja nicht fo viel conſervatibe Männer 
im Haufe zu figen, wenn nur mehr gemäßigte Männer darin ſeien. Das 
Volk habe gemeint, daß man an höchſter Stelle nicht die Wahl conjervativer 
Elemente wünſche und habe deshalb ſein Augenmerk auf liberale Beamte ge⸗ 
richtet, auf die, welche den beiten „Sprechanſsmus“ hätten. — Er ſei alſo, 
wenn $ 3 feinem Wunſche gemäß gefaßt würde, für den Geſetzentwurf. 

Abg. Graf Schwerin: Er ſtimme für den Commiſſions-⸗Antrag, inſo⸗ 
fern er guf einfache Verwerfung des Geſetzes gehe. Die Gründe der Com⸗ 
miſſion ſeien die feinen. Er ſei aber nicht, wie das Amendement Parriſius 
wolle, für Zurückweiſung an die Commiſſton, weil ſich mit dem Geſeßzent⸗ 
wurf gar nichts anfangen ließe. Er ſei zwar nicht der Meinung, daß die 

rage noch nicht ſpruchreif, aber er ſtehe principiell auf einem dem Geſetz⸗ 

utwurf entgegengeſetzten politiſchen Standpunkt. Gegen die Erhöhung der 
Diäten müſſe er ſich aussprechen; die Frage in Betreff der Repräſentations⸗ 
koſten und der Portofreiheit geböre in die Berathung über den Etat des 
Abgeordnetenhaufes. In den Motiven zu dem Geſetzentwurf habe die Res 
gierung das Recht beanſprucht, die Frage wegen der Stellvertretung auch im 
Wege der Verwaltung ordnen zu dürfen. Nach dem Geſetz vom 24. Mai 
1861 würde in dieſem Falle den betreffenden Beamten der Rechtsweg offen 
ſtehen. Dies konne man alſo getroſt abwarten; eine geſetzgeberiſche Thälig⸗ 
keit in dieſer Beziehung halte er daher nicht für angemeſſen. — Der Juſtiz⸗ 
Miniſter habe in der Commiſſion unabhängigere Männer in das Haus ge⸗ 
wünſcht; das könne doch nur heißen: „unbeamtete.“ Dieſen Wunſch theile 
er. Er halte aber den Weg für falſch. Dazu führe nicht eine Beſchränkung 
der Wahlfreiheit, ſondern Geſetze, welche den Gemeinſinn und die politiſche 
Bildung des Volkes fördern. (Bravo.) Er habe außerdem noch einen prak⸗ 
tiſchen Grund gegen das Amenvemeut Parriſius. In dieſem Haufe ſei keine 


8 Vorliebe für den § 3, im andern Factor der Gefeggebung fei gerade dafür 


eine beſondere Vorliebe. Unnützt Verhandlungen, die die beſtehende Span⸗ 
nung nur ſchärfen könnten, würden die Folge ſein, wenn man nicht den 
7 einfach ablehne. ſic unc 

uſtizminiſter Gra gippe: Er vermöge ſich nicht auf den Stand⸗ 
punkt zu ſtellen, ani e me Regulirung der Diätenfrage nicht 
an der Zeit ſein ſolle; er glaube nicht, daß in einem Falle, wo die Ver⸗ 
A auf dieſes Geſetz verweiſe, das Haus ſich mit einem vierzehnjährigen 
Gewohnheitsrechte werde begnügen können. Er glaube, daß es Pflicht der 
Regierung ſei, mit dieſer Vorlage vorzutreten. Er müſſe bemerken, daß die 
Frage wegen der Höhe der Diälen eine offene Frage ſei, die mit der wegen 
der Stellvertretung gleichzeitig geregelt werden müſſe, und man werde der 
Regierung keinen Vorwurf machen können. Die Regierung hätte die Frage 
in verſchiedener Weiſe faſſen können, indem fie im Verwaltungswege vor⸗ 
ginge, oder ſie durch die Geſetzgebung regele. Darin werde man ihm Recht 
geben, daß, in dem erſlen Falle, wenn die Beamten etwa zur Anſtellung 
des Civilprozeſſes gendthigt würden, die Beamten, welche den Prozeß ver⸗ 
lieren, in eine ſehr ungünſtige Stimmung der Regierung gegenüber verſetzt 
würden. (Oh! ob!) Die Regierung ſei ſich bewußt, daß es gegenwärtig an 
der Zeit ſei, die Frage durch ein Geſetz zu reguliren. In dem Commiſſtons⸗ 
Berichte ſei gejagt, es ſcheine die Abſicht vorzulegen, die oppofitionellen Be: 
amten von dieſem Hauſe auszuſchließen. Die Regierung glaube, daß die 
Tendenz der Vorlage falſch aufgefaßt werde; der Zweck des ganzen Geſetzes 


Dazu fehle ihm ſei 1 nur der, daß der Vorzug des Beamten vor den andern Staatsbürgern 


beſeitigt werde. Der Erfolg würde auch nicht der ſein, daß alle Beamten 
von dem Hauſe ausgeſchloſſen würden. Sei der Beamte nur wählbar, wenn 
die Koſten ſeiner Vertretung von der Regierung getragen würden, ſo würden 
wir an einem kranken Zuſtande leiden, die Gleichheit vor dem Geſetze nicht 
vorhanden ſein. Er gebe zu, daß, wie ſich die Verhältniſſe des preußiſchen 
Stagtes geſtalten, die Beamten im Hauſe nicht entbehrt werden können. 

Es ſei darauf hingewieſen, daß ſo viele Juriſten gewählt würden, weil 
ſie eine unabhängige Stellung hätten; dies ſei richtig; daraus aber, daß die 
Unabhängigkeit der Juriſten nach oben hin geſetzlich feſtgeſtellt ſei, folge noch 
nicht, daß ſie nach allen Seiten hin unabhängige Leute ſein müſſen. Die 
Unabhängigkeit ſei ein köſtliches Gut, aber nicht are beſitze ſie, und wer 
fie habe, der pflege fie nicht auf dem Markte zur Schau zu ſtellen. Er fei 
der Meinung, daß die Wirkung der Vorlage überſchätzt werde. Das Amen⸗ 
dement Reichenſperger würde der discretionären Gewalt der vorgeſetzten Bez. 
hörden zur Ertheilung des Urlauds ꝛc. entgegentreten. Es würde etwas 
ganz Neues fein, wenn die Beamten in dieſem Haufe gewiſſermaßen als eine 
Corporation für ſich angeſehen werden ſollten, welche die Koſten ihrer Stell⸗ 
U Di ſich zu tragen hätten. Es würden dadurch eine Menge 
von Ungleichheiten hervorgerufen werden, denn es ſeien hier viele Beamte, 
welche ihre dienſtlichen Functionen nebenbei verſehen. Gegen dieſe würde 
es eine me en fein, wollte man fie zwingen, zu den Koſten der Stell⸗ 
vertretung beizutragen. Das Amendement Parriſius betreffe hauptſächlich 

egenſtände, welche durch dieſes Geſetz nicht zum Austrag gebracht werden 
könnten. Er beantrage deshalb die Annahme der Regierungs⸗Vorlage und 
emerke, daß eine Verwerfung des § 3 einer Verwerfung des Geſetzes gleich⸗ 
omme. (Während dieſer Rede iſt auch Herr v. Roon eingetreten.) 

Abg. Rohden: Obgleich er gegen den Commiſſionsantrag eingeſchrieben 
ſei, ſtimme er doch vollſtändig mit dem Grafen Schwerin überein, welcher 
dafür eingetragen geweſen. Auch er wünſche ſofortige Verwerfung des Geſetz⸗ 
entwurfs. Nach dem bisherigen Gange, den dieſe Sache genommen, ſollte 
man glauben, daß ſie vollſtändig vorbereitet ſei. Das ſei aber nicht der 

all. Die Vorlage ſei vom 5. Januar datirt; man habe ſich alſo mit dieſer 
orlage mehr, als mit den anderen beeilt. Das werfe ein eigenthümliches 
Licht auf die Sache. Auch er hätte ſich an Verbeſſerungsverſuchen bethei⸗ 
ligt, wenn er nicht für ſofortige Verwerfung wäre. Er hätte gewünſcht, da 
man dem früheren Beſchluß der erſten Kammer beigetreten wäre, worin die 
am Ort des Landtages wohnenden Mitglieder berückſichtigt wären. Er 
erinnere auch an den Fall, der freilich jetzt nicht vorläge, wenn ag 
Mitglieder des Haufes wären. Er würde vorgeſchlagen haben, für ſolche 
Mitglieder, die am Orte des Landtages wohnten, 7 der Diäten feſtzuſetzen. 
m Jahre 1849 habe ſich der Fuhrer eines großen Theils der miniſteriellen 
Partei, der Rechtsanwalt Geppert J., ſehr ſcharf dagegen ausgeſprochen, daß 
man den Beamten die Stellvertretungskoſten auflegen wolle, Gegen das 
Geſetz hätten damals geſtimmt: v. Arnim⸗Boytzenburg, v. Arnim, v. Bodel⸗ 
ſchwingb, v. d. Heydt, v. Kleiſt⸗Retzow, v. Manteuffel u. ſ. w. Der jetzige 
Herr Miniſterpräſident ſei zur Zeit der Abſtimmung beurlaubt geweſen. 
Damals hätten 38 Landräthe, 39 andere Regierungsbeamte und 40 Richter 
in der Kammer geſeſſen. — In einer früheren Zeit hätten 70—80 Lands 
räthe im Hauſe geſeſſen, damals habe der Miniſter Manteuffel II. die Land⸗ 
räthe für die beſten Abgeordneten erklärt. Die jetzige Vorlage gehe gerade 
von Denen aus, die früher gegen dieſelbe geweſen wären. Was die mate⸗ 
tielle Seite betreſſe, jo ſage der Miniſter in der Vorlage, die Beamten wür⸗ 
den durch das jetzige Verhältniß bevorzugt. Wenn ſonſt in dienſtlichen Ver⸗ 
hältniſſen Hinderungen einträten, jo denke Keiner daran, die Diäten dazu 
anzuwenden, um Bevorzugungen daraus herzuleiten. Zeugen, Geſchworene 
erhielten auch Diäten (Widerſpruch). 

Man betrachte ſonſt Diäten nur als Koſten für die beſonderen Auslagen. 
Die 3 Thlr. Diäten wären gerade nicht ein übermäßiger Betrag, um die 
wirklichen Auslagen zu decken. Da ſie aber ausreichten, ſo ſei er auch ge⸗ 
gen die Erhöhung der Diäten. Wie man aber, da die Diäten eben nur ein 
Erſatz für baare Auslagen, davon auch die Stell vertretungskoſten bezahlen 
wolle, begreife er nicht. Wäre dadurch, daß der Beamte ſeine baaren Aus: 
lagen nicht ſelbſt zu bezablen brauche, einen Vorzug für den Beamten gege⸗ 
ben, jo folge daraus, daß man auch Abgeordneten aus anderen Ständen, 
denen baate Auslagen aus ihrem Mandat erwüchſen, dieſe Auslagen ver: 
güte. — Der Erhöhung der Diäten bei den Provinziallandtagen ſei die 
Regierung nicht entgegengetreten. Nach einer Statiſtik des Abgeordneten⸗ 
hauſes ſeien 111 Richter, 31 Verwaltungsbeamte, 4 Staatsminiſter, 97 
Grundbeſitzer, 21 Communalbeamte zur Vertretung ſtädtiſcher und 8 länd⸗ 
liche Beamte zur Vertretung ländlicher n 30 Gewerbetreibende, 42 
Profeſſoren und doctores promoti, 3 Lehrer, 18 Geiſtliche in dieſem Augen⸗ 
blick Mitglieder des Hauſes. Es ſei alſo kein wichtiges Intereſſe des Landes 
ohne Vertretung. Die 111 Richter ſollten die Regierung nicht zu extremen 
Vorſchlägen hinreißen. Zum Schluß führe er zwei Aeußerungen gelehrter 
Männer an. Schloſſer und Dahlmann hätten ſich gegen jede Entziehung 
von Remunerationen der Volksvertretung ausgeſprochen. Er bäte um ſo⸗ 
fortige Verwerfung des Geſetzes. 

Abg. Dr. Virchow: Man könne dem Vorredner dankbar ſein, daß er die 
Vorwürfe auf ein beſtimmtes concretes Verhältniß zurückgeführt habe. Er 
wolle in dieſer Richtung ſeinerſeits bemerken: Die Landrathskammer habe 
189 Beamte als Mitglieder gehabt, darunter 80 Landräthe; das jetzige Ab⸗ 
geordnetenhaus zähle, mit Ausſchluß der Beamten zur Dispoſition und außer 
Dienſt, nur 126, darunter 90 richterliche Beamte. Die Zahl der Beamten 
überhaupt habe ſomit abgenommen, die der unabhängigen Beamten zu⸗ 
genommen. h 

Die er und die conftitutionelle Fraction hätten gerade den ges 
ringſten Bruchtheil von Beamten unter ihren Mitgliedern, etwa je 27 pCt., 
die conſervative Fraction dagegen 63 pCt. (Heiterkeit), die anderen Fractio⸗ 
nen durchſchnittlich 45—63 pet. Die conſervative Fraction habe nicht die 
Ehre, einen Richter unter ihren Mitgliedern zu zählen, in der Fortſchritts⸗ 
partei und in der Fraction Bockum⸗Dolffs befänden ſich deren je 33. Außer⸗ 
dem befänden ſich in jener 5 Staatsbeamte, in dieſer 11. Nach rechts nehme 
die Zabl der richterlichen Beamten ab, die der Verwaltungsbeamten zu. 
Das Volk habe alſo die Ueberzeugung, daß die richterlichen 1 frei⸗ 
finniger ſeien. Die Ausführung des Herrn Juſtizminiſters, daß nur aus 
dem großen Drange feines Gerechtigkeitsgefühls, damit nicht eine Bevorzu⸗ 
te der Beamten ſtattfinde, dieſer Geſezentwurf hervorgegangen, erinnere 
ebhaft an eine ähnliche Aeußerung des Herrn v. Manteuffel zur Befürwors 
tung der öffentlichen Stimmabgabe bei den Wahlen: der Drang des Voltes 
nach Oeffentlichkeit ſei ſo hoch geſtiegen, daß man auch in dieſer Richtung 
demſelben Nane müſſe (Heiterkeit). Man erſchwere durch das Geſetz dem 
Volke die Auswahl der Männer, denen es ſein Vertrauen ſchenken wolle. 
Es ſei anzuerkennen, daß Beamte, die ein Mandat für den Haus annäh⸗ 
men, oft viel größere Opfer dadurch brächten, als Geſchäftsleute und Andre. 
Sie träten oft nicht blos mit einem Theil des Vermögens, ſondern mit ihrer 
ganzen Stellung, ihrer Zukunft, mit dem Geſchick ihrer Familie ein. Die 
Gerechtigkeit erfordere, daß man das an ſich kärgliche Gehalt ihnen nicht 
noch kürze. Er habe nicht pro aris geſprochen, da er ſein Amt fortverſehe, 
ihn alſo die Frage von der Stellvertretung nicht treffe. Er habe aber Zeug⸗ 
niß dafür ablegen wollen, daß da, wo Beamte ihre Stellung der Ueberzen⸗ 
gungstreue zum Opfer bringen, man nicht nach ſo niedrigem Maßſtabe ur 
theilen dürfe, wie dies ſeitens der Vertheidiger des Entwurfs geſchehen 


(Beifall.) x : ; f 
Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Niemand könne durch einen Beſchluß 
gezwungen werden, es ſei feine Sache ob er ein Mandat annehmen wolle 
(Verwunderung). Er habe ae wollen, Niemand ſei gezwungen, Abge⸗ 
eordneter“ zu werden. (Ah!) Es handle ſich bei $ 3 aljo gar nicht darum, 
Jemanden ein Amt zu entziehn, ſondern nur Ungleichheiten auszugleichen; 
denn Nichtbeamte auch nur einigermaßen für etwaige Nachtheile zu ent⸗ 
ſchaͤdigen, ſei ganz unmöglich. N 
Miniſter des Innern, Graf Eulenburg: Man ſpräche davon, der 
vorliegende Entwurf ſei ee gegen das Haus. Tendenzibs ſei er, 
aber nicht gegen das Haus. Die age; ob eine große Anzahl Beamter 
im Hauſe gut ſei oder nicht, ie fo lange ventilirt, als es bei uns ein Ver⸗ 
aſſungsleben gebe. Im Anfang ſei man der Anſicht geweſen, daß das 
aus ohne einen großen Theil Beamter nicht beſtehen könne, weil bei ihnen 
auptſächlich Intelligenz und Geſchäfts⸗Erfahrung zu finden. Später ſei⸗ 
man in dieſer Meinung ſchwankend geworden, und die heutige Regierung 
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faſſung des Geſetzentwurfes geleitet hätten, ſei der möglichſte Anſchluß an 
die älteren Beſtimmungen. Daher charakteriſire ſich der Geſetzentwurf: 1) 
durch die Erhaltung und weitere Durchführung des Prinzips der allgemei⸗ 
nen Wehrpflicht; 2) durch die Erhaltung der bisherigen Gliederung der 
Landmacht in ſtehendes Heer und Landwehr Iften und 2ten Aufgebots; 3) 
in der Erhaltung des Prinzips erhöhter Streitbarkeit und größerer Krlegs⸗ 
dereitſchaft. — Die ſog. Reorganiſation ſei alſo im eigentlichen Workſinne 
die Wiederberſtellung des organiſatoriſchen Gedankens, welcher dem Geſetze 
vom 3. September 1814 zum Grunde gelegen habe; in dieſem Sinne ſeien 
dieſe Abänderungen unſerer Wehrverfaſſung wirklich reorganiſatoriſch. 
Der Sinn und Geiſt des Geſetzes vom Jahre 1814, der in einem Zeit⸗ 
raum von beinahe 50 Jahren mehr oder weniger alterirt worden, ſolle durch 
die Vorlage wiederhergeſtellt werden. Man habe, glaube er, mit Unrecht die 
Neorganiſation als etwas ganz Neues und deswegen unſeren alten Einrich- 
tungen Feindliches betrachtet. Die veränderten e een des Staats bätten 


ſei zu der Anſicht gekommen, daß Beamte in großer 85 lin der Landes: 
vertretung nicht wünſchenswerth ſeien. Sie habe geglaubt, durch den ein⸗ 
ebrachten Entwurf den Reiz, den es für einen Beamten habe, ſich nach 
erlin wählen zu laſſen, abſchneiden zu ſollen (Unruhe). Er gebe zu, daß 
die Wahl ein Zeichen des Eden der Mitbürger ſei; aber dieſer Reiz 
bilde jedenfalls einen Faktor dabel, daß die Beamten ſich in jo großer An⸗ 
zahl um ein Mandat bewürben. Das Vertrauen würde ihnen auch ſonſt 
ugewandt bleiben. — Wie wenig tendenzibs die Regierung gegen das 
Haus aufzutreten gewillt ſei, gehe daraus hervor, daß, wenn das Geſetz ange⸗ 
nommen, ſie es gegen dieſes Haus nicht ‚Di Anwendung gebracht haben 
würde. Denn er erkenne an, daß die Mitglieder deſſelben unter gewiſſen 
Bedingungen und Vorausſetzungen gewählt ſeien und die Wahl 8 
hätten, die dann wegſieleu. Eine gewiſſe Rückſicht der Schicklichkeit ſcheine 
ihm unter ſolchen Umſtänden zu 17 die Publikation aus zuſetzen. — 
3 fei nicht wünſchenswerth, daß hundert und einige vierzig Beamte und 
Profeſſoren in dem de Lacie ſeien. Auch eine Kammer, die aus 
der Regſerung ergebenen Landräthen beſtehe, halte er nicht für erwünſcht. 
Solche Beamte gäben der Regierung zwar eine Stütze, aber nicht die ihr 
wünſchenswerthe. Aber Beamte, die der Regierung Oppoſition machten 
und ſelbſt den Vorwurf der Verfaſſungsverletzung gegen ſie erhoben, ſeien 
noch weniger wünſchenswerth. f 
bg. v. Sänger: Auch er ſei für Verwerfung des ganzen Geſetzes und 
egen ſede Anwendung des § 3. Er gehe ganz auf dem Boden des Grafen 
werin, nur in einer Beziehung weiche er von ihm ab. Er ſei principell 
dafür, daß die Koſten der Stellvertretung den Beamten aufzulegen, halte aber 
hierzu den jetzigen Zeitpunkt für inopportun. Er ſei für die Auferlegung 
der Stellvertretungskoſten, weil allerdings jetzt die Beamten bevorzugt ſeien. 
Wenn Beamte durch den Eintritt in dies Haus ihre Lebensſtellung verlieren 
könnten, ſo könnten ſie auch dadurch eine Lebensſtellung gewinnen. Einſich⸗ 
tige Beamte jeien aber für dies Haus ganz unentbehrlich. Das käme von 
der langen Dauer des bureaukratiſchen Regiments in Preußen. Erſt wenn 
burch Geſetze eine größere Selbſtyerwaltung angebahnt wäre, dann würden 
von ſelbſt weniger Beamte gewählt. Er ſei alſo für einfache Ablehnung und 
zwar nicht nur des § 3, ſondern des ganzen Geſetzes. Wenn man anführe, 
es müſſe doch der Art. 85 der Verfaſſung ausgeführt werden, fo frage er, 
warum denn gerade dieſer Paragraph ausgeführt werden müſſe und nicht 
viele andere, weit wichtigere? — Die von dem Juſtizminiſter erwähnte Erle: 
digung im Wege der Verwaltung 1 * man ruhig abwarten. Die tendenzidſe 
Abſicht des Geſetzes läge trotz des Widerſpruches des Miniſters des Innern 
offen zu Tage. Wenn man aber auf die vorgeſchlagenen Amendirungen ein⸗ 
ehe, dann würde auch dies Haus der Vorwurf des . ee treffen. 
Nicht Prüderie ſei es, wenn man auf die Amendements nicht eingehe, ſondern 
cb ch politiſcher Tact. „Verwerfen Sie das Geſetz ganz und weiſen Sie 
ni 


allerdings Modifikationen nothwendig gemacht; dieſe ſeien aber, das laſſe ſich 
beweiſen, fämmilich dem Geiſte entſprechend, welche das alte Geſetz dictirt 
habe. — Es habe ſich empfohlen, gewiſſe Erleichterungen eintreten zu laſſen 
in Bezug auf die allgemeine Dienſtpflicht. Nach der Vorlage ſolle dieſelbe 
ſtatt 20 nur 17 (2) Jahre dauern, die Verpflichtung für die Landwehr ſtat! 
14 nur 9 Jahre, in specie für das erſte Aufgebot ftatt 7 nur 4, und für 
das zweite Aufgebot jtatt 7 nur 5 Jahre. Dazu komme die weitere Ent: 
laſtung der älteren Verpflichteten dadurch, daß man bei einer größeren Zahl 
disponibler Mannſchaften nicht nöthig habe, dieſelbe bei jeder Veranlaſſung 
der politiſchen Bewegungen aus den bürgerlichen Verhältniſſen zu reißen. 
Auch ſollen die Uebungen der Landwehr, welche früher jevenfalls von den 
Bethelligten als Beläſtigung angeſehen worden, erleichtert werden. Eine 
weitere Erleichterung beſtehe in der unbedingten Freizügigkeit und Auswan⸗ 
derungsfreiheit aller Dienſtklaſſen, welche ſich nicht unter den Fahnen befin⸗ 
den, in der Verminderung der Controlverſammlungen. Dieſen Erleichterun⸗ 
gen gegenüber ſtehe allerdings der erhöhte Anſpruch einer bre 
von 7 Jahren für das ſtehende Heer ſtatt der bisherigen 5 Jahre. 

Der Geſetzentwurf habe aber auch eine andere Aufgabe zu erfüllen; er 
betreffe zu gleicher Zeit die Verpflichtung zum Kriegsheerdienſt, über welche 
bisher alle Beſtimmungen fehlten. Die bisherige Befreiung derjenigen, 
welche mehrere Jahre zur See eweſen, von der allgemeinen Wehrpflicht, 
durch die Verordnung vom 24. April 1854 ſei eine Begünſtigung derſelben 
zu Gunſten der Handelsmaxine; ſeit die Flotte geſchöffen, ſcheine es nicht 
mehr in der Ordnung, dieſe Begünſtigung aufrecht zu erhalten. Die Ger: 
dienſtpflichtigen ſeien der beſte Erſatz für die Kriegsflotte, und dennoch ſeien 
0 nach den bisherigen Beſtimmungen von dem ackiven Dienſt auf der Kriegs⸗ 

otte befreit. Nach den bisherigen Beſtimmungen babe die Marine ihren 
Erſatz nur zum Theil aus der Mannſchaft der Handelsmarine bezogen. Er 
glaube, daß es zweckmäßig fei, dieſe Seedienſtpflichtigen, mit Nüdjicht auf 
die techniſche Ausbildung der Marine zu überweiſen, und zwar unter Be⸗ 
dingungen, die einerſeils Rückſicht nehmen auf die techniſche Ausbildung, 
andererſeits auf die Intereſſen des Haudels und der Rhederei. Er ſei ver⸗ 
ſucht, dieſe beiden Intereſſen zu vereinigen. Er glaube, ſich auf dieſe mei: 
gen Bemerkungen beſchränken und der Landesvertretung den Geſetzentwulf 
zur unbefangenen, unparteiiſchen und patriotiſchen Prüfung und Würdigung 
empfehlen zu können. . { 

Auf Antrag des Abg. v. Binde (Stargardt) beſchließt das Haus die Vor: 
lage einer beſonderen Kommiſſion von 21 Mitgliedern, deren Wahl übermor⸗ 
en ftattfinden ſoll, zu überweiſen. — Die unterbrochene Diskuſſion wird 
biegen wieder aufgenommen. — Die Miniſter verlaſſen ſämmtlich den Saal. 

Referent Abg. Aßmann: Der Juſtizminiſter, dem das Staatsminiſte⸗ 
rium die Vertrekung der Vorlage allein überlaſſen habe, habe nach ſeinen 
Erklärungen im Herrenhauſe ſchon das Geſetz früher im tendenziöfem Sinne 
aufgefaßt, heut habe ſich, namentlich durch die anerkennenswerthe Offenheit 
des Miniſters des Innern gezeigt, daß das Geſetz auch von den andern Mi⸗ 
niſtern ſo aufgefaßt werde. Es handle ſich darum, die oppoſitionellen Beam⸗ 
ten zu beſeitigen, ſich ein gefügigeres Abg.⸗Haus zu ſchaffen. Dieſe Tendenz 
ſei auch ſchon anderweitig verfolgt worden; er erinnere an das bekannte 
Reſcript des Juſtizminiſters, das ſich eine traurige Berühmtheit in der Ge⸗ 
ſchichte der preuß. zul bewahren werde. — Aber nicht dieſe Tendenz, fon: 
dern ſachliche Gründe batten die Comm. beſtimmt. Redner rekapitulirt nun 
kurz die Gründe gegen das Geſetz, erklärt ſich gegen Zurückweiſung an dle 
— gegen das Amend. Reichenſperger und für die Verwerfung des gan⸗ 
en Geſeßes. 

: Abg. v. Gottberg macht eine perſönliche Bemerkung gegen den Refe⸗ 
renten, auf welche diefer replicirt. 4 

Abg. Parriſius zieht fein Amend. zurück, da deſſen Zweck erreicht fei. 

Das Haus tritt in die Spe zialdiskuſſion. § 1 wird, nachdem der 
Geh. Ober⸗Juſtizrath Meyer ſich Namens der Regierung mit der Abände⸗ 
rung der Commiſſion einverſtanden erklärt, ohne Debatte mit ſehr großer 
Maſorität abgelehnt. (Dafür die Feudalen.) 

Abg. Reichenſperger (Geldern) zieht ſein Amendement als erle⸗ 


digt zurück. 
Gegen $ 3 der Reg.⸗Vorlage See ſpricht Abg. Fliegel 
(bei der Generaldiskuſſion durch Annahme des Schluſſes exeludirt) „weil man 
ihn vorhin nicht habe hören wollen“, unter jo großer Unruhe des Hauſes, 
daß ſeine Ausführungen unverſtändlich bleiben, obwohl der Präſident wieder⸗ 
holt die Ruhe herzuſtellen ſucht. — § 3 der Reg.⸗Vorlage wird darauf eben 
falls faſt einſtimmig abgelehnt. Ebenſo das ganze Geſetz (über welches 
abgeſtimmt werden mußte, da es von der Regierung nicht zurückgezogen.) 

Referent Aſſmann beantragt, die von ihm Eingangs der Diskufjton er: 
9 beiden Petitionen für erledigt zu erachten. Das Haus ſtimmt 
dem bei. 

Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr; nächſte Sitzung wahrſcheinlich 
Montag. 


Gewinne zur 2. Klaſſe 127. königl. preuß. Klaſſen⸗Lotterie. 
Vom 10. Februar. 

1 Hauptgewinn von 10,000 Thlr. auf Nr. 5989. 

I Gewinn von 4000 Thlr. auf Nr. 11132, 

2 Gewinne von 800 Thlr. auf Nr. 72907 79706, 

3 Gewinne von 800 Thlr. auf Nr. 4240 62872 86670. 

6 Gewinne von 100 Thlr. auf Nr. 8926 33941 40165 48504 51941 
67193. 

11 Gewinne von 80 Thlr. auf Nr. 3664 4182 9846 314% 34064 
40242 41668 62880 68724 93265 94642. 

15 Gewinne von 80 Thlr. auf Nr. 6524 7573 9285 9887 18931 
21909 22350 49595 52197 56109 68432 88890 89846 90387 93476, 

33 Gewinne von SO Thlr. auf Nr. 8416 9694 11296 11892 12840 
20349 31915 34468 35813 35925 39063 39255 40574 41153 44243 46687 
47773 50354 50950 50992 54963 56803 61165 61431 61885 65436 70045 
72013 74094 83760 86912 89104 94388. _, 

135 Gewinne zu 40 Thlr. auf Nr. 472 774 787 1279 1327 1790 
1907 2012 2912 3391 3835 4926 4557) 6803 7327 8495 8543 9998 10507 
12213 12628 12912 13544 13840 15066 15611 16066 16731 17142 17589 
17777 18192 19837 19887 20690 21872 22155 22643 23061 24823 26946 
28550 29158 29161 29851 30789 31065 32177 35480 35783 36445 36447 
36912 37225 37345 37497 37574 39606 40017 40595 42082 44114 45202 
46247 46877 47654 47660 47713 48244 4328 48579 48206(2) 48601 48957 
50953 51643 51948 52603 52961 53213 53636 53675 53764 51048 54735 
56137 57867 57876 58215 58434 60656 62199 64288 65716 66106 66874 
67881 69941 70246 70742 72526 73452 73930 74284 77871 77890 78:41 
78154 80591 81499 83365 83601 84521 84900 85377 85458 85923 8693 
85453 86635 87631 87909 88953 912*3 91345 91533 91630 92028 92204 
92459 92897 92928 92963 94547 94891. 

Gewinne zu 30 Thlr. 141 245 463 491 584 587 608 637 670 680 
683 697 727 742 847 862 943 978. 1063 95 302 834 405 541 573 816 
853 865 895 980. 2090 181 142 157 207 288 478 538 591 708 744 770 
871. 3117 187 194 252 296 402 628 678 680 817 909 960 998, 4069 
171 245 343 387 415 452 458 561 621 701 886. 5089 105 354 366 400 
427 490 494 543 546 578 652 774 779 853 909 983, 6025 50 144 229 
230 260 261 279 345 358 363 424 452 726 761 832 879 949. 7262 268 
302 323 350 363 394 432 440 491 500 765 831. 8019 53 75 185 432 
473 477 523 549 554 638 650 658 660 713 777 810 823 875 974 980. 
9080 125 189 270 312 368 389 414 469 516 520 619 662 732 736 764 
768 788 830 868, 

10003 46 136 195 196 251 365 430 478 609 614 733 815 831 840 
885 896 897 901 959, 11011 57 69 89 368 448 528 650 788 878, 121:5 
1 153 161 210 276 307 355 356 508 577 725 761.782 813 846 971. 13037 
habe den Novelle; er ſei das Produkt wiederholter, einge: | 171 182 237 257 329 337 359 468 477 505 585 593 637 692 711 764 790 
hender und gewiſſenhafter Erwägungen und e e Ueberlegung und 891 929 944. 14041 73 142 159 183 216 218 268 279 282 294 314 353 


Faulen e Ge⸗ 427 446 467 640 649 651 683 702 732 784 950 953 983. 15056 68 72 
ob b 
n 
rl 
ber Erw 


es nicht in die Kommiſſion zurück.“ 5 
Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Der Vorredner ſei gleich mehreren 
Anderen auf die Frage zurückgekommen, warum die Regierung gerade jetzt 
dieſen Gefegentwurf vorlege, während andere durch die Berfallung eben jo 
botenen Geſetze nicht vorgelegt würden; er habe die Opportunität des Ge⸗ 
ſezes bezweifelt. Für die fol, Regierung ſei dieſe Opportunität im hohen 
Grade vorhanden. Der Art. 85 der Verfaſſung fage: „Diäten ſollen gezahlt 
werden nach Maßgabe des Geſetzes.“ Dieſes Geſetz und dieſe Maßgabe 
eriftirte bisher nicht; die Regierung habe ſich daher die Be vorlegen müſ⸗ 
fen, ob in einem Augenblicke, wo in der Mitte des Hauſes Reſolutionen 
vorbereitet würden, daß die Minifter mit ihrem Vermögen verantwortlich 
emacht werden ſollen, es nicht an der Zeit ſei, daß die gleichfalls von der 
egierung zu leiſtende Zahlung der Diäten auf Grund eines Geſetzes erfolge 
Heiterfeil) Deshalb fei das Geſetz vorgelegt. — Am Schluſſe des Berichts 
been ſpreche die Commiſſion die Anſicht aus, daß die kgl. Regierung nicht 
efugt ſei, die bisherige Praxis in Betreff der Stellvertretung im Wege der 
Verwaltung zu ändern; die kgl. Regierung theile dieſe Anſicht nicht. Der 
Beamte, wie der Abgeordnete, befinde ſich in der Lage, dem Lande gewiſſe 
Dienſte zu leiſten und dafür aus Staatsmitteln entſchädigt zu werden. 
Wenn dieſe beiden Eigenſchaften in einer Perſon zuſammenträfen und dieſe 
Perſon nur im Stande ſei, die Leiſtung nach einer Seite hin zu gewähren, 
dann ſei es doch fraglich, ob die Emolumente für beide Leiſtungen fortge⸗ 
währt werden dürften. Ein Anſpruch der Art ſei in der Verfaſſung nicht 
begründet, und ſcheine auch weder im Recht noch in der Billigkeit zu liegen. 
Die Verfaſſung ſpreche nur davon, daß Beamte keines Urlaubs bedürfen, 
wenn ſie gewählt würden; ſie entfernten ſich, indem ſie von dieſer Freiheit 
Gebrauch machten, freiwillig von ihren Poſten; das Gehalt aber, glaube er, 
geböre zu dem Poſten. Es konne ſich ſogar fragen, ob in einem ſolchen 
Falle, wenn ein Beamter ein Mandat übernehme, die Regierung nicht ver⸗ 
en id, ne ſolchen derelinquirten Poſten ſofort wieder etatsmäßig zu 
befegen (oh! oh!). 0 22 f 
& würde eine Verſchwendung der Mittel der Steuerpflichtigen fein, 
wenn dem Beamten in ſolchem Falle das Gehalt belaſſen werde. Er ſtelle 
dieſe Raiſonnements nur zur Erwägung auf; die königl. Regierung gebe 
fo weit „in dieſem Augenblick“ nicht; fie verlange nur, daß das Gehalt, 
welches dazu vorhanden ſei, damit der Poſten daraus verſehen werde, zur 
anderweiten Verſehung des Poſtens verwendet werde, wenn derſelbe frei⸗ 
willig verlaſſen worden. Er glaube, daß auf eine ſolche die Steuerpflich⸗ 
tigen ein unbedingtes Recht hätten. 

Abg. Schulze (Berlin): Er bitte zunächſt von den bedeutſamen Aeuße⸗ 
rungen des Miniſters des Innern Act zu nehmen, welcher geſagt habe, die 
Regierung könne ein auf verfaſſungsmäßige Weiſe zu Stande gekommenes 
Geſetz publiciren, wenn ſie wolle. Das mache das ganze Recht der Geſetz⸗ 
gebung des Hauſes illuſoriſch (Bravo!). Er ſtimme principaliter für Ver: 
werſung des Geſetzes, eventualiter für die Anträge der Commiſſion. Warum 
habe man denn bei den Wahlen den Beamten ein ſolches Vertrauen ge: 
ſchenkt? Weil fie die größte Sachkenntniß hätten. Man habe zuerſt die Beamten 
gewählt, welche den größten Einfluß auf die Wahlen hätten, die Landräthe. Von 
dieſem Verſuch ſei man zurückgekommen. Bei der Landrathskammer hätte 
man das Geſetz nicht eingebracht (ſehr wahr!) Es jetzt einzubringen, ſei 
tendenziös. Auf der einen Seite halte man die Beamten nicht für unab⸗ 
hängig, andererſeits thue die Regierung alles, um die Beamten abhängig 
zu machen. Wenn ſie wirklich abhängig gemacht wären, dann würde man 
fie gern in die Kammer wählen laſſen (ſehr richtig!). Es gebe kein beſſeres 
Mittel, dem Beamten das Vertrauen ſeines Königs zu ſichern, als wenn er 
ſich unabhängig zeige. Wer es deshalb mit dem Beamten gut meine, der 
müſſe für die Unabhängigkeit ſein. Wozu ſolle es führen, wenn man einem 
Richter geringere ſtaatsbürgerliche Rechte gebe, als ſeinen Mitbürgern? 


Man habe geſagt, die Beamten bewerben ſich um Mandate, des materiel- 
len Vortheils wegen. Sei denn ein ſo großer Ueberfluß an Kandidaten 
vorhanden? Nur aus dem Beamtenſtande könne jetzt die Zahl der Abge⸗ 
ordneten ergänzt werden. Wer in den 3 Thlr. Diäten einen materiellen 
Reiz fände, der ſei gewiß noch nicht auf dieſelben angewieſen geweſen. Die 
Miniſter ſeien ja auch als Kandidaten aufgetreten, und an ihren Organen 
babe es ſicher nicht gelegen, wenn fie nicht gewählt worden (Heiterkeit). 
Ein Verwaltungschef mühe ſich freuen, wenn er Beamte hätte, deren Unab⸗ 
hängigteitsſinn groß genug ſei, daß ſie als Abgeordnete den Minſſter zu be⸗ 
kämpfen ſich nicht ſcheuten. Man ſpreche immer von dem mangelnden poli⸗ 
tiſchen Verſtändniß der Maſſen. Der conſtitutionelle Sinn fehle noch in 
ganz anderen Kreiſen (Bravo). Wäre dies nicht der Fall, dann würde auch 
die e e Ae r 8. en 177 * und in den 
Kaͤmpfen gefunden werden, wo ſie allein möglich ſei, in den geiſtigen 
Kämpfen Aut dem Boden der Verfaſſung (Bravo). 7 beiſig 

Der Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Wenn er von der Nicht⸗ 
anwendung des Geſetzes auf das jetzige Abg ⸗Haus geſprochen, fo Aa 
damit gemeint, daß das Geſetz in ſeiner Wirkſamkeit aufgehalten werden 
könne. Das ſei ja auch möglich dadurch, daß der König daſſelbe nicht voll⸗ 
ziehe. Art. 45 der Verſaſſung disponire: „Der König befiehlt die Vorkün⸗ 
digung der Geſetze und erläßt die zu ihrer Ausführung erforderlichen Ver⸗ 
an en“; derſelbe beſtimme aber nicht, wenn dies zu geſchehen habe. 

eiterkeit. 5 
‘ Der Scluß der Generaldiskuſſion wird beantragt und angenommen.“ 
Nach perſönlichen Bemerkungen der Abag. v. Gottberg und Rohden 
ertheilt der Vicepräfivent Behrends, indem er dem Referenten daſſelbe 
vorbehält, das Wort dem 


Pflicht, Er Bemerkungen an die Vorlage zu knüpfen. 


danken und 127 146 194 251 339 360 430 453 501 517 643 645 686 894 921 988. 

gemacht een 16017 71 205 256 268 293 398 399 406 410 421 537 588 651 752 763 
n, a 787 913. 17014 49 126 196 234 240 289 321 329 617 624 631 662 679 

= f en, 697 823 842 861 881 882 891. 18019 75 106 146 172 185 205 225 255 
el en. 


x 50 jeloft in der Preſſe und in 
en, 205 315 345 370 420 455 589 507 622 636 707 748 760 838 846 853 887 


ac Se Ned ba fle 
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954 960 993. 19012 17 23 75 101 167 225 230 480 495 509 583 559 596 
701 834 957 992 993. 

20060 95 102 151 196 236 364 579 581 793 891. 21024 42 90 92 
260 457 458 563 673 695 710 769 786 792 797 816 836 892 926 981. 
22026 140 150 206 297 381 525 633 635 645 737 746 807 836 837 920 
949, 23011 44 62 67 85 253 358 364 371 398 454 459 515 518 522 638 
690 728 761 765 844 894 900 906 914 966. 24118 240 249 273 285 318 
402 514 564 630 728 771 891 910 954 935. 25001 136 161 163 249 268 
342 383 386 404 430 553 595 719 732 951 967 999. 26064 84 97 227 
233 285 328 490 497 498 518 622 623 712 801 808 890 952. 27014 27 
157 162 304 319 376 440 554 648 674 713 721 754 771 782.833 897 909 
951 997. 28030 42 69 127 236 248 258 311 525 658 705 707 719 845 
917 931 934, 29131 138 244 249 314 327 333 443 581 612 647 681760 
762 784 870 938 957 959. 

30013 30 93 136 247 270 473 481 519 564 621 622 631 678 692 
788 796 827 830 879, 310% 73 97 104 171 183 211 225 240 266 277 
291 298 310 320 333 438 445 620 653 668 675 680 758 794 841 864 916 
920 965 986. 32033 66 83 169 192 220 223 300 309 332 372 563 676 
717 730 752 784 799 814 826 842 908 915 936, 33105 107 135 452 500 
618 622 623 693 724 785 788 794 824 889 997, 34017 25 127 357 403 
507 669 720 758 812 889. 35008 20 121 240 313 408 438 575 609 621 
753 754 778 811 847. 36006 49 157 159 319 385 396 398 639 650 808 
816 834 890 929 944, 37031 51 63 65 95 116 167 168 237 242 279 496 
503 591 611 627 893 955 990. 38003 9 42 215 371 443 450 507 597 667 
870 950 967 996, 39116 121 123 201 216 303 374 397 418 530 633 729 
772 813 891 927 939, 

40,013 15 18 109 233 236 281 316 397 398 450 484 503 536 557 
675 782 938 99, 41016 182 185 221 417 440 441 483 492 537 548 557 
562 593 861 863 885 891 907 956 986. 42043 219 263 264 277 296 312 
315 326 330 331 342 355 400 406 409 500 645 702 768 770 864 886 894 
903 931 956. 43140 201 231 249 340 344 409 505 557 584 882 601 918 
931 951 960. 44033 55 78 160 187 326 386 434 470 564 590 6-6 817 
852 985. 45029 88 92 158 295 408 554 626 733 742 903 911 955, 
16068 120 182 194 224 251 233 303 405 550 688 713 815 940 968. 
47197 266 298 355 503 514 636 797 809 969, 48022 85 99 120 122 225 
254 295 606(2) 314 349 538 565 599 (44 657 663 80% 809 883 992. 49114 
125 187 156 217 377 379 505 521 639 670 696 700 703 722 714 813 
881 923. 

50008 12 17 58 125 183 208 276 341 377 385 389 641 668 674 
501 (2) 520 (0 713 843 927, 51004 47 126 279 325 375 398 477 572 618 705 
706 707 781 922 924 956. 52016 38 179 345 356 359 373 406 503 555 
560 602 631 677 708 755 776 781 857 892 907 953. 53043 55 100 108 
150 182 187 195 227 242 273 377 378 448 528 649 706 767 785 875 951 
970 997, 54135 166 219 264 277 361 437 601 () 593 599 606 644 753 821 
881 922 976 981. 55004 75 171 201 205 251 389 507 560 689 716 729 
755 899 910 916 931 964, 56043 80 134 299 402 448 784 790 811 919 
991, 57002 6 45 53 121 127 163 168 265 288 535 598 654 695 719 922 
927 939 974 979. 58003 139 277 334 341 340 451 454 464 473 577 841 
896 945 982. 59006 7 124 176 200 215 237 296 361 419 426 490 501 
508 523 771 870 873 875 884 891 936 967 979. 

60008 153 157 160 181 389 447 457 472 608 690 716 758 857 907, 
61037 98 177 246 269 338 423 572 677 738 757 785 815 840 845. 62023 
87 264 389 409 477 554 601 638 657 687 741 762 846 858 862 8394 903 
924 968 991 998, 63016 57 119 122 248 272 402 422 429 462 467 576 
592 612 615 695 803. 64026 31 93 94 106 289 379 387 399 447 572 613 
621 829 851 862 900 918. 65084 90 143 179 193 223 313 326 390 429 
465 640 692 703 800 829 886 993. 66054 104 158 251 495 763 798 830 834 
929 943 981. 67135 205 348 338 572 619 680 685 741 799 923 971 977, 
68024 25 59 145 146 313 397 404 524 577 578 681 692 748 851 984. 
69056 118.143 157 193 213 257 305 576 583 584 621 623 821 929. 

20019 37 91 130 286 334 345 390 453 481 556 712 718 725 801 
886 951. 71002 51 60 97 107 271 306 374 383 415 440 472 401 550 
576 578 657 676 906 936. 72024 54 114 173 177 204 254 418 536 550 
574 579 657 718 755 773 811 839 888 926. 73016 91 224 260 311 332 
361 384 392 517 642 6170 735 745 771 817844. 7403031 70 116 183 
225 344 450 491 497 508 517 604 674 734 788 799 824 825 885. 75246 
276 279 331 357 511 521 533 568 673 739 743 780 813 971. 76022 83 
111 127 140 283 472 558 579 647 762 914. 77028 40 82 98 222 281 
310 327 511 522 559 581 664 679 687 690 724 730 741 844 979. 78025 
99 109 114 247 313 325 347 373 481 483 540 554 556°558 567 571 609 
611 655 704 705 757 909, 79050 53 57 145 153 243 296 322 402 538 
578 594 740 794 843 868 953 968 977, 

80013 158 199 231 239 372 518 558 628 657 658 713 763 792 
838 914 942, 81006 79 204 229 350 360 374 423 476 543 611 641 733 
755 804 828 848 887 890 893 932 994. 82000 4 8 70 168 212 281 298 
416 422 596 600 652 779 788 798 831 963 987. 83026 81 97 102 139 
146 202 222 241 245 578 385 386 503 611 623 634 706 711 715 797 
938 94l 953 979. 84025 35 51 72 140 280 412 450 452 459 496 635 
616 719 767 798 842 848 883 894 922 942 970. 85065 84 107 122 175 
199 212 250 277 286 309 372 494 505 565 573 627 689 725 7% 733 
770 776 824 889 907 925 967 978. 86056 89 95 100 157 200 248 272 
275 303 352 410 419 425 438 494 543 584 605 718 753 916 985 990 


996, 87006 19 24 71 133 163 174 176 253 344 354 508 514 655 717. 


732 758 803 825 861. 88060 88 188 191 223 240 477 495 526 552 561 
712 715 759 782 831 931 932 948, 89016 111 117 118 131 149 169 213 
224 235 238 243 252 294 303 305 323 325 362 425 470 553 573 597 619 
659 694 713 762 769 827 883 886. 

90039 10 52 89 253 237 297 337 364 371 465 476 622 709 714 
718 722 727 763 805 830 843 869 903 932 954. 91040 114 116 176 187 
255 305 320 378 437 706 733 893 898 919 925 963 968 998. 92003 6 
46 47 76 90 160 265 278 291 293 355 364 386 400 417 469 479 503 606 
614 621 703 810 952 982, 93007 13 19 23 61 69 118 239 246 332 338 
342 406 439 460 478 549 588 595 601 715 865 899 914, 94048 75 91 
127 157 158 164 168 181 366 374 402 452 516 541 563 568 576 596 615 
618 658 674 743 762 765 885 913 957 967 993. 


— 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


Paris, 10. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 70, 70, fiel 
auf 70, 65 und ſchloß in feſter e zur Notiz. Conſols von Mit⸗ 
tags 12 Ubr waren 92% eingetroffen. — Schluß ⸗Conrſe: Zprozent, 
Rente 70, 70. 14 proz. Reute 98, 85 Italieniſche proz. Rente 71, 30. 
zproz. Spanier —, Iproz. Spanier 46 Oeſterreich. Staats⸗Eiſen dahn⸗ 
Attien 515, —. Credit mobilier Aktien 1232, 50, Lomb. Eiſenbahn⸗Altien 
598, 75 Oeſterr Eredit⸗Aktien — 

Die Bank von Madrid hat den Disconto auf 6 % erhöht. 

London, 10. Febr., Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Bedeckter Himmel. 
Conſols 9271. Ipro;, Spanter 36%. Mexikaner 2%. Sardinier 83. 
proz. Ruſſen 7%. proz. Ruſſen v4. Hamburg 3 Mongt 13 Mk. 7% 
Sch., Wien 11 Fl. 90 Kr. 

Wien, 10 Febr. Milt. e Uhr 30 M. Borſe ſeſt, aber geſchäftslos. proz. 
Metall. 75, 90 pro! Metall, 6 50 Vank⸗Aktien 817. Nordbahn 
185.70 1354er Looſe 92, 25 Narlonal⸗Anſeſhe 82, 10 Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 235, 50 Creruattien 226, 30 London 115, 70. Hamburg 
86, 70 Paris 45, 75. Gold ,„—, Silber 
bahn 168, — Lombardiſche Eiſenbahn 272, — Neue Looſe 135, 80, 
160er Looſe 92 7U . dec Au: r 

Frankfurt a. ., 10, Febr. Am. Uhr? . Oeſtr. Fonds, Aktien u, Ins 
duſirievapiere in ziemlich ſeſter Haltung. Bexbacher Altien b nend höhe Böhm. 
Weſtbahn 73. Finn. Anleihe 92%. Schluß ⸗Courſe: ae Heu 
142% Wiener Wechſel 101%. Darmſt. Bankaktien 211 Tarmit. Zettel⸗ 
bat 25874. Spro;. Metall. 34 pio, Met. 56%. 854er Lvoſe 77%. 
Delerr National⸗Auleihe 69. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 238. 
Oeſterr. Baut⸗Auſbeite 829. Oeſterr. Credit⸗Attſen 230 Neueſte öfterr, 
ebe 80 . Deiterreich, Cliſabet⸗Bahn 30 Ahein⸗Nahe Bahn 32%, 
. Lite. A. 130%. 

‚Hamburg, 10 Febr., Nahm. 2 Uhr: m Norddeutſche Bank begehr 
Finnländiſche Aue 91. 5 l Nas ional⸗ Anleihe ” 
Vsrerr Crea unten 97. Vereinsbank 103%. Norbdeutihe Bank 105, 
Rheiniſche 99%, Nord. zn 65% Disconto 2%, Wien 89, —. Bez 
tetsburg 31. N 
Ga be 155 Febr N eee ftille, ab aus⸗ 

5 letzte Forderungen. Roggen does ert, ab Danzi . pr. 
Frühjahr 76 gefordert, eher etwas feſter. Oel pr, Mai 32%, Ne 55 % 
Kaſſee reguläres Confum:Geihält. Er 7 

Livervobl, 1. Februar. [Baumwolle.] 30 0 Ballen Umſaß. — 

Preiſe feſter. 


D — —— — — — —  — — — nn. — 
Breslau, 11. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 11 3. U.⸗P. 3 F. 6 3. 
— — — — — ———— 


Vergntwortlicher Redakteur: Or. Stein. 
Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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